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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Gscheidle, Brück (Köln), 

Dorn und Genossen 

— Drucksache V/1633 — 

betr. Verwaltungs Vereinfachung durch Datenverarbeitung 

über den Antrag der Abgeordneten Schoettle, Windelen, 

Dr. Emde und Genossen 

— Drucksache V/1655 — 

betr. Verbesserung der Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 


A. Bericht des Abgeordneten Gscheidle 


I. Allgemeines 

Der Innenausschuß beschäftigte sich in seinen Sit- 
zungen am 7. Dezember 1966, 23. Februar 1967, 

3. März 1967, 13. April 1967 und 11. Mai 1967 mit 
Problemen der Datenverarbeitung. Die zunehmende j 
Bedeutung dieser Frage für die Verwaltungsver- | 
einfachung und Verbesserung der Wirtschaftlichkeit ! 
in der Verwaltung sowie die Situation in der Daten- ; 
Verarbeitungsindustrie lösten eine parlamentarische I 
Anfrage betr. Datenverarbeitungsindustrie — Druck- 
sache V/1648 — , die mit Drucksache V/1791 beant- 
wortet wurde, und die beiden interfraktionellen An- 
träge auf Drucksachen V/1633 und V/1655 aus. 

Der federführende Innenausschuß erörterte die i 
Drucksachen V/1633 und V/1655 in seiner 58. Sitzung 
am 11. Mai 1967, in seiner 66. Sitzung am 5. Oktober 
1967, in seiner 69. Sitzung am 29. Oktober 1967 und 
in seiner 74. Sitzung am 29. November 1967. Mit- 
beratend wurden die Drucksachen behandelt vom i 
Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen in seiner 47. Sit- 
zung am 21. Juni 1967, vom Haushaltsausschuß in 
seiner 83. Sitzung am 12. Oktober 1967 und vom 
Finanzausschuß in seiner 82. Sitzung am 16. Novem- 
ber 1967. 


Der Haushaltsausschuß hörte in seiner Sitzung 
den Präsidenten des Bundesrechnungshofes als Bun- 
desbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung. 

Beide Anträge sind im wesentlichen auf dasselbe 
Ziel gerichtet und stimmen auch überwiegend in 
den einzelnen Wünschen überein. Der Innenaus- 
schuß des Bundestages hat daher in seiner 66. Sit- 
zung am 5. Oktober 1967 beschlossen, beide Anträge 
zu einem einheitlichen Antrag zu verbinden. 

Bei der Beratung ließen sich der federführende 
Ausschuß und die mitberatenden Ausschüsse von 
der Erkenntnis leiten, daß die elektronische Daten- 
verarbeitung (EDV) in den letzten Jahren eine stän- 
dig steigende Bedeutung erhalten hat und daß aus 
der Entwicklung der letzten Jahre zu entnehmen ist, 
daß die EDV sich neue Anwendungsbereiche erobern 
und die öffentliche Verwaltung auf dieses Mittel 
der Aufgabenbewältigung in immer stärkerem 
Maße angewiesen sein wird. Die Ausschüsse sind 
j der Überzeugung, daß diese Entwicklung energisch 
| gefördert werden sollte, daß sie aber zugleich auch 
! aus wirtschaftlichen Gründen und zur Erzielung 
, eines höheren Verwaltungsnutzens geplant und 
i kanalisiert werden müßte. Die Entscheidungen über 
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die Einführung und Auswahl der Systeme, Geräte | 
und Anwendungsmöglichkeiten dürfen nicht nur | 
unter den Gesichtspunkten einzelner Verwaltungs- 
sparten getroffen werden, sondern müssen wenig- 
stens für den Bereich der gesamten Bundesverwal- 
tung im großen zentral vorbereitet, geplant und 
gesteuert werden. Wenn die EDV im Bereich der 
Bundesverwaltung in dieser Weise großzügig aus- 
gebaut wird, läßt sich davon eine Vereinfachung 
bei den zahlreichen Routinefunktionen in der Ver- j 
waltung, eine Beschleunigung des Verwaltungsab- 
laufs und damit im Ergebnis eine Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit der Verwaltung erwarten. 

Die Koordinierung der EDV im Bereich der Bun- 
desverwaltung ist nunmehr dringlich geworden, da 
der Bund — in allen seinen Verwaltungszweigen 
zusammengenommen — schon jetzt der größte An- 
wender von EDV-Anlagen (EDVA) im Bundesgebiet 
ist und die weitere Entwicklung nicht mehr ohne 
zentrale Koordinierung geschehen darf, wenn bei 
der Höhe der im Bereich der EDV erforderlichen 
Aufwendungen Fehlinvestitionen und Fehlplanun- 
gen erheblichen Ausmaßes vermieden werden sol- 
len. 


II. Zu den Punkten des Beschlußentwurfs 
im einzelnen 

Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung, nicht jeder Bundesminister 
für sich, soll prüfen, in welchen weiteren Bereichen 
die EDV eingesetzt werden soll. Mit dieser Forde- 
rung soll erreicht werden, daß die Prüfung der 
Zweckmäßigkeit der Einführung der EDV nicht wie 
bisher nur von den einzelnen Fachbehörden isoliert 
vorgenommen wird, sondern daß die gesamte Bun- 
desverwaltung nach einheitlichen Gesichtspunkten 
und Maßstäben auf die Möglichkeit der Einführung 
der EDV hin durchleuchtet wird. Dabei wird auch 
zu prüfen sein, ob nicht im Rahmen der EDV Auf- 
gaben, die bisher — durch Ressortgrenzen oder 
Abgrenzung der Verwaltungssparten bedingt — 
isoliert und von verschiedenen Stellen wahrgenom- 
men wurden, von einer einheitlichen Stelle für meh- 
rere Bereiche erledigt werden können. Ansätze 
dafür gibt es bereits, so z. B. die Besoldungsstelle 
des Bundesministers der Finanzen in Bad Godes- 
berg-Mehlem. 

Zu Nr. 2 

Industrie, Wirtschaft und Wissenschaft treiben 
die Entwicklung auf dem Gebiet der EDV kräftig 
voran. Es ist jedoch nicht zu verkennen, daß die 
Einführung der EDV in die Verwaltung eigene Pro- 
bleme aufwirft. Die Bundesregierung sollte sich 
daher nicht mit der Übernahme des bereits Vorhan- 
denen oder von anderer Seite zu Schaffenden be- 
gnügen, sondern in eigener Initiative die For- 
schung und Entwicklung in dieser Hinsicht voran- 
treiben. Auch hier gilt, daß die Arbeiten in den 
verschiedenen Verwaltungssparten nicht unverbun- 
den laufen dürfen, sondern daß die Forschungs- und 


| Entwicklungsarbeiten einheitlich gesteuert und daß 
| sie auf die Verwaltungsbedürfnisse abgestellt wer- 
den müssen. 

Zu Nr. 3 

Die von den Ausschüssen für notwendig gehal- 
tene Einheitlichkeit des Vorgehens im Bereich der 
gesamten Bundesverwaltung kann nur erzielt wer- 
den, wenn eine Stelle entscheidende Funktionen 
im Bereich der EDV für die gesamte Bundesverwal- 
tung erhält, und insbesondere diese einzelne Stelle 
alle diejenigen Fragen behandelt, die im Bereich der 
EDV gleichliegend in mehreren Anwendungsberei- 
chen auftreten. Ferner sollte eine solche Stelle auch 
eine Abstimmung zwischen den Sonderbedürfnissen 
einzelner Geschäftszweige und den Notwendigkei- 
ten der Verwaltung im ganzen herbeiführen. 

Beide Anträge halten daher organisatorische 
Maßnahmen für notwendig, die eine Koordination 
für den ganzen Verwaltungsbereich des Bundes 
ermöglichen. Der vom Innenausschuß vorgeschla- 
gene Antrag sieht daher auch die Aufforderung an 
die Bundesregierung vor, eine Koordinierungs- und 
Beratungsstelle bei einem Ressort einzurichten. Der 
Antrag, wie er jetzt vorgelegt wird, geht jedoch 
insoweit über die Anträge auf Drucksachen V/1633 
und V/1655 hinaus, als für die Koordinierungs- und 
Beratungsstelle ausdrücklich die „erforderlichen 
Vollmachten zum Aufbau eines geschlossenen 
Systems der EDV innerhalb der Bundesverwaltung" 
gefordert werden. Dem liegt die Erwägung zu- 
grunde, daß nach praktischen Erfahrungen nur im 
Wege des Verhandelns eine ausreichende Koordi- 
nation nicht herbeigeführt werden kann. Der Haus- 
haltsausschuß hat daher in seiner Stellungnahme 
vorgesehen, daß für die Koordinierungs- und Bera- 
tungsstelle Weisungsbefugnisse geschaffen werden 
müßten, die nur unter dem Vorbehalt einer Anru- 
fung des Kabinetts stünden. In gleicher Weise 
hatte sich bereits der Präsident des Bundesrech- 
nungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung geäußert. Der Innen- 
ausschuß hat diese Anregung aufgegriffen, er er- 
kennt sie als sachlich voll berechtigt an. Er möchte 
jedoch aus verfassungsrechtlichen Überlegungen zu 
Artikel 65 GG den vorgeschlagenen Wortlaut nicht 
übernehmen. Daher schlägt der Innenausschuß nur 
die Übertragung ausreichender Vollmachten auf 
die Koordinierungs- und Beratungsstelle vor. Die 
Bundesregierung und ihre Mitglieder sollten danach 
der Koordinierungs- und Beratungsstelle im Inter- 
esse einer wirkungsvollen und zugleich rationel- 
len Bewältigung dieser umfassenden Aufgabe die 
notwendigen Zuständigkeiten einräumen und sich 
vorbehaltlich einer abweichenden Kabinettsent- 
scheidung an deren Auffassung binden. 

Die Aufgaben der Koordinierungs- und Beratungs- 
stelle werden in dem Antrag nur beispielhaft Um- 
rissen, nicht etwa abschließend aufgezählt. Alle be- 
teiligten Ausschüsse gingen davon aus, daß die 
Kompetenzen der Stelle möglichst weitgehend sein 
sollten, damit sich nicht im Schutz besonderer Zu- 
ständigkeiten störende Sonderentwicklungen ent- 
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falten können. Der Stelle sollte daher auch die 
Abstimmung zwischen den eigenen Aufgaben der 
Koordinierungs- und Beratungsstelle und den bei 
einzelnen Verwaltungssparten verbleibenden Einzel- 
funktionen obliegen. Einige Aufgaben werden in 
dem Entwurf des Beschlusses besonders heraus- 
gestellt. 

Die Koordinierungs- und Beratungsstelle soll die 
vorhandene Kapazität und den Bedarf erfassen und 
für einen wirtschaftlichen Ausgleich sorgen. Sie soll 
weiter dafür sorgen, daß die EDV in möglichst 
großem Umfang bei weiteren Verwaltungsaufgaben 
eingesetzt wird. Ferner soll sie die Vorbereitungs- 
arbeiten zur Anwendung der EDV durch Beratung 
bei der Planung unterstützen. Damit einheitliche 
Maßstäbe auch in dem wirtschaftlich bedeutsamen 
Investitionsbereich gesetzt und angewandt werden, 
soll die Koordinierungs- und Beratungsstelle auch 
bei der Beschaffung von Datenverarbeitungsanlagen 
verantwortlich mitwirken. Sie sollte u.a. auch dafür 
sorgen, daß auch im Einzelfall die unter Berück- 
sichtigung übergeordneter Gesichtspunkte wirt- 
schaftlichste Lösung gewählt wird. Darüber hinaus 
soll die Koordinierungs- und Beratungsstelle auch 
einen Erfahrungsaustausch mit Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung pflegen und fördern. 

Zu Nr. 4 

Die EDV kann im Bereich der öffentlichen Ver- 
waltung nur dann praktikabel eingesetzt werden, 
wenn die Rechtsgrundlagen, die die Tätigkeit der 
Verwaltung maßgeblich bestimmen, auf die Be- 
dingungen der EDV abgestellt, wenn sie „auto- 
mationsgerecht" sind. Auf diese Notwendigkeit muß 
in allen Stufen des Gesetzgebungsverfahrens ge- 
achtet werden, insbesondere müssen schon die Re- 
gierungsentwürfe diesem Erfordernis Rechnung 
tragen. Die Bundesregierung soll daher ersucht 
werden, einerseits bei ihren Entwürfen auf die 
Notwendigkeit der Datenverarbeitung zu achten, 
andererseits aber die gesetzgebenden Organe auch 
in dieser Hinsicht zu unterstützen. Praktisch wird 
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auch diese Funktion in erheblichem Maße der 
Koordinierungs- und Beratungsstelle obliegen 
müssen. 

Zu Nr. 5 

Die EDV kann nur dann vorteilhaft in die Ver- 
waltung eingeführt und in ihr genutzt werden, 
wenn einerseits genügend Fachpersonal zur Ver- 
fügung steht und wenn andererseits gerade auch die 
leitenden Beamten so weit im die Materie eingeführt 
sind, daß sie mit einiger Sicherheit über die Mög- 
lichkeiten des Einsatzes der EDV in ihrem Arbeits- 
gebiet urteilen können. Die Bundesregierung soll 
daher der Ausbildungsfrage ihre besondere Auf- 
merksamkeit zuwenden. Anzustreben ist eine 
präzise Abstimmung zwischen den Möglichkeiten 
der EDV und den organisatorischen Lösungen einer- 
seits und dem Ausbildungsstand aller mit EDV- 
Fragen befaßten Verwaltungsbediensteten anderer- 
seits. Das bedeutet, daß auch die Ausbildung in die 
Gesamtplanung einbezogen werden sollte. 

Zu Nr. 6 

Möglichkeiten und Nutzen der EDV in der öffent- 
lichen Verwaltung sind bei Bund, Ländern und 
Kommunen in vielem ähnlich. Daher sollte im In- 
! teresse einer wieiteren Erhöhung der Effektivität 
| eine stärkere Koordinierung auch mit den Stellen 
der öffentlichen Verwaltung außerhalb des Bundes 
angestrebt werden. Die Koordinierung sollte mög- 
lichst so weit reichen, daß zum Vorteil aller Ver- 
waltungsträger weitgehende Einigung in denjenigen 
Systemen erreicht wird, die für eine verwaltungs- 
mäßige Zusammenarbeit von Bedeutung sind. 

Zu Nr. 7 

Als Grundlage für die notwendigen Maßnahmen, 
die auch der Bundestag treffen muß, wird ein Be- 
richt der Bundesregierung bis zum 1. April 1968 er- 
beten. 


Bonn, den 29. November 1967 


Gscheidle 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. zu prüfen, in welchen weiteren Bereichen der 
Bundesverwaltung durch die Verwendung elek- 
tronischer Datenverarbeitungsanlagen (EDVA) 
die Leistungsfähigkeit der Verwaltung gesteigert 
oder eine Verwaltungsvereinfachung erzielt 
werden kann; 

2. die hierzu erforderlichen Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten durchführen zu lassen; 

3. eine Koordinierungs- und Beratungsstelle bei 
einem Ressort einzurichten, die mit den erforder- 
lichen Vollmachten zum Aufbau eines geschlos- 
senen Systems der EDV innerhalb der Bundes- 
verwaltung ausgestattet werden und u. a. fol- 
gende Aufgaben wahrnehmen soll: 

a) Erfassung der bei Bundesbehörden vorhan- 
denen EDVA, der Auslastung dieser Anlagen, 
der programmierten und für die Programmie- 
rung vorgesehenen Aufgaben, sowie die gut- 
achtliche Äußerung zu der Frage, inwieweit 
vorhandene Anlagen besser ausgelastet oder 
von anderen Stellen mitbenutzt werden 
können, 

b) Beratung bei den Vorbereitungsarbeiten zur 
Anwendung und Beschaffung von Daten- 
verarbeitungsanlagen, 


c) Pflege des Erfahrungsaustausches innerhalb 
der Bundesverwaltung sowie mit anderen 
Stellen, insbesondere mit Ländern und Ge- 
meinden; 

4. der Überwindung von Schwierigkeiten bei der 
Gestaltung einer den Bedingungen der EDV ent- 
sprechenden Gesetzgebung und den notwendigen 
Änderungen bestehender Gesetze ihre besondere 
Aufmerksam zu widmen; 

5. dafür Sorge zu tragen, daß in geeigneten Aus- 
bildungsstätten Bundesbedienstete in ausreichen- 
der Anzahl zu Systemanalytikern und Program- 
mierern ausgebildet werden, 

eine größere Zahl von Verwaltungsbediensteten 
über Fragen der modernen Datenverarbeitung 
allgemein unterrichtet wird; 

6. durch Verhandlungen mit den Ländern zu weit- 
gehender Koordinierung in Planung, Beschaffung, 
Einsatz und Betrieb von EDVA mit dem Ziel 
eines optimalen Einsatzes im gesamten öffent- 
lichen Dienst zu gelangen sowie alle wirtschaft- 
lich vertretbaren Automationsbestrebungen zu 
unterstützen; 

7. dem Deutschen Bundestag bis zum 1. April 1968 
über die Maßnahmen auf Grund der Ersuchen 
unter Nr. 1 bis 5 und über den Stand der elek- 
tronischen Datenverarbeitung in der Finanz- 
verwaltung zu berichten. 


Bonn, den 29. November 1967 


Der Innenausschuß 

Schmitt- Vockenhausen Gscheidle 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 143. Plenarsitzung am 13. Dezember 1967 



